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1 
Land- und Forstwirtschaft: Zuordnung 
entfernt liegender Grundstücke 

Kernaussage 

Inwieweit ein Grundstück, das über 100 km von einer Hof-

stelle entfernt liegt, noch dem notwendigen oder gewillkür-

ten Betriebsvermögen eines aktiv bewirtschafteten oder 

verpachteten land- und forstwirtschaftlichen Betriebs zuge-

ordnet werden kann, entschied kürzlich der Bundesfinanz-

hof (BFH). 

Sachverhalt 

Der Eigentümer eines landwirtschaftlichen Betriebs, der 

von 1992 bis 2005 als Ganzes verpachtet war, kaufte im 

Jahr 1996 eine rund 80 km entfernte landwirtschaftlich 

genutzte Fläche. Zum Zeitpunkt des Flächenkaufs war 

diese noch bis 2002 an einen dritten Landwirt verpachtet. 

Der Pachtvertrag wurde bis Ende September 2005 jeweils 

um ein weiteres Jahr verlängert. Ab Oktober 2005 ließ der 

Eigentümer sowohl seinen Betrieb als auch die erworbene 

Fläche durch einen Lohnunternehmer bewirtschaften. Der 

Kauf der Fläche wurde mittels einer gewinnmindernden, 

gebildeten, aus Flächenverkäufen resultierenden Rücklage 

finanziert, die in voller Höhe auf die neue Fläche übertra-

gen wurde. Die neue Fläche wurde in der Bilanz 1996/97 

ausgewiesen und die gebildete Rücklage erfolgsneutral 

aufgelöst. Aus Sicht des Betriebsprüfers war die neue Flä-

che nicht dem Betriebsvermögen zuzuordnen, da nach 

dessen Auffassung insbesondere eine Distanz von 80 km 

einen einheitlichen Betrieb faktisch unmöglich mache. In-

folgedessen sei die zuvor gebildete Rücklage nicht auf die 

Fläche übertragbar und müsse gewinnerhöhend aufgelöst 

werden. Dagegen klagte der Eigentümer und unterlag 

schließlich vor dem BFH. 

Entscheidung 

Seitdem Nach Ansicht der Richter war eine gewinnneutrale 

Auflösung der Rücklage nicht möglich. Allerdings sei die 

Zuordnung einer zusätzlich erworbenen Fläche zum Be-

triebsvermögen nicht ausschließlich von der räumlichen 

Distanz sowie dem zwischen dem Kauf und dem Bewirt-

schaftungsbeginn liegenden Zeitraum abhängig. So sei für 

eine Zuordnung zum Betriebsvermögen vielmehr entschei-

dend, ob sich für den Betrieb das Gesamtbild eines einheit-

lichen Betriebs ergebe. Ein solches besteht allgemein 

dann, wenn eine hohe Intensität zwischen den einzelnen 

Betriebsteilen existiert, welche durch das Bestehen eines 

wirtschaftlichen, finanziellen und organisatorischen Zu-

sammenhangs gekennzeichnet ist. Hinsichtlich der räumli-

chen Nähe zum Betrieb zieht der BFH die Grenze bei 100 
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km; bei größeren Entfernungen ist eine Zuordnung zum 

Betriebsvermögen nicht mehr gegeben. 

Konsequenz 

Ist sowohl die Entfernung zwischen den Betriebsteilen als 

auch der Bewirtschaftungsbeginn in Hinblick auf das Ge-

samtbild eines einheitlichen Betriebs kritisch zu beurteilen, 

ist darauf zu achten, bereits zum Zeitpunkt des Kaufs Indi-

zien zu schaffen, die ein solches Gesamtbild stärken. So 

sind z. B. noch existierende Pachtverträge frühestmöglich 

zu kündigen. Besteht eine größere Entfernung zwischen 

den Betriebsteilen, sollte durch eine ausreichende Doku-

mentation die Verflechtung der Betriebsteile nachgewiesen 

werden. 

2 
Wann dürfen Arbeitgeber ein Attest 
fordern? 

Kernfrage 

Arbeitsverträge sehen oftmals vor, dass Arbeitnehmer bei 

mehr als 3-tägiger Krankheit verpflichtet sind, ein ärztliches 

Attest vorzulegen. Das Entgeltfortzahlungsgesetz sieht 

seinem Wortlaut nach aber vor, dass bei krankheitsbeding-

ter Abwesenheit spätestens am dritten Tag ein Attest vor-

zulegen ist. Das Landesarbeitsgericht Köln hatte nunmehr 

darüber zu entscheiden, ob und unter welchen Vorausset-

zungen ein Arbeitgeber einen Mitarbeiter zur Vorlage eines 

Attests bei nur eintägiger Krankheit verpflichten kann. 

Sachverhalt 

Der Kläger war Redakteur eines Nachrichtensenders. Als 

der Arbeitgeber eine Dienstreise verweigerte, fehlte der 

Kläger am Tag der Dienstreise krankheitsbedingt. Darauf-

hin verlangte der Arbeitgeber für die Zukunft die Vorlage 

ärztlicher Atteste auch für den Fall nur eintägiger Erkran-

kungen. Gegen diese Anweisung wandte sich der Kläger 

und verlor. 

Entscheidung 

Das Landesarbeitsgericht Köln wies die Klage ab, ließ aber 

die Revision zum Bundesarbeitsgericht wegen grundsätzli-

cher Bedeutung der Rechtssache zu. Das Entgeltfortzah-

lungsgesetz sei nicht so zu verstehen, dass erst bei 3-

tägiger krankheitsbedingter Abwesenheit ein Attest vorzu-

legen sei. Vielmehr eröffne der Gesetzeswortlaut die Mög-

lichkeit, bereits ab dem ersten Tag der Krankheit ein Attest 

zu verlangen. Umstritten sei zwar, ob dieses frühere Vorla-

geverlangen einer besonderen Begründung oder eines 

konkreten Anlasses bedürfe. Diesen Streit entschied das 

Gericht zugunsten des Gesetzeswortlauts mit der Begrün-

dung, dass das allgemeine Angemessenheitsgebot des 

arbeitgeberseitigen Weisungsrechts im Bereich der Spezi-

algesetzgebung der Entgeltfortzahlung nicht gelte. 

 

 

Konsequenz 

Es bleibt abzuwarten, ob die Entscheidung des Landesar-

beitsgerichts im anhängigen Berufungsverfahren durch das 

Bundesarbeitsgericht gehalten wird. Arbeitgeber, die Strei-

tigkeiten vermeiden wollen, sollten bereits im Arbeitsvertrag 

regeln, dass Atteste über krankheitsbedingte Abwesenhei-

ten frühzeitig, also ab dem ersten Tag der Erkrankung 

vorzulegen sind. 

3 Subventionen in der Land- und Forst-
wirtschaft 

Einführung 

Die umsatzsteuerliche Beurteilung verschiedener Zuwen-

dungen aus öffentlichen Kassen im Bereich der Land- und 

Forstwirtschaft bereitet immer wieder Schwierigkeiten. Zu 

den Zuwendungen zählen z. B. Beihilfen für verbilligte 

Abgabe von Butter oder solche an Verarbeiter von Hülsen-

früchten. Die Umsatzsteuer unterscheidet zwischen echten 

und unechten Zuschüssen. Während echte Zuschüsse 

nicht besteuert werden, unterliegen unechte Zuschüsse als 

Entgelt der Umsatzsteuer. Gerade bei Zuwendungen bzw. 

Subventionen durch die öffentliche Hand ist die Unter-

scheidung von Bedeutung. 

Rechtslage  

Ein echter Zuschuss liegt vor, wenn die Zuwendung nur zur 

Förderung der Tätigkeit des Zuwendungsempfängers all-

gemein, aus volkswirtschaftlichen, strukturpolitischen oder 

allgemeinpolitischen Gründen erfolgt. Die Subventionierung 

darf keine Gegenleistung für eine bestimmte Tätigkeit sein. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Die Oberfinanzdirektion (OFD) Niedersachsen hat zu der 

Thematik in der Land- und Forstwirtschaft Stellung bezo-

gen. In einer aktuellen Verfügung werden 46 Zuwendungen 

umsatzsteuerlich gewürdigt, insbesondere im Hinblick da-

rauf, ob es sich um echte Zuschüsse oder steuerpflichtiges 

Entgelt handelt. 

Konsequenz 

Land- und Forstwirte, die solche Zuwendungen erhalten, 

können mit Hilfe der Liste deren umsatzsteuerliche Be-

handlung überprüfen. 

4 
BFH klärt Vorsteuerabzug für 
Photovoltaikanlagen 

Kernaussage 

Die Finanzverwaltung ist seit jeher kritisch gegenüber Be-

treibern von Photovoltaikanlagen eingestellt. Wurden diese 

früher erst gar nicht als Unternehmer anerkannt, so steht 

aktuell regelmäßig der Vorsteuerabzug im Fokus der Aus-

einandersetzung. Damit dürfte nun Schluss sein, da der 
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Bundesfinanzhof (BFH) hierzu nun 3 Grundsatzurteile ge-

fällt hat. 

Sachverhalt 

Streitig war in einem Fall der Vorsteuerabzug aus der Neu-

eindeckung des Daches einer Scheune im Zusammenhang 

mit der Errichtung einer Photovoltaikanlage zur Erzeugung 

von Strom aus solarer Strahlungsenergie. In den beiden 

anderen Fällen ging es um die Errichtung eines Carports 

und eines Holzschuppens, auf deren Dach die jeweilige 

Photovoltaikanlage betrieben werden sollte. 

Entscheidung 

Der BFH kam zu folgenden Ergebnissen: Aufwendungen 

für die Neueindeckung eines Daches, auf dem eine unter-

nehmerisch genutzte Photovoltaikanlage installiert wird, 

berechtigen grundsätzlich zum Vorsteuerabzug. Das Glei-

che gilt auch für die Errichtung eines Carports oder Schup-

pens, auf denen eine Photovoltaikanlage installiert wird. 

Allerdings ist hier zusätzlich erforderlich, dass die unter-

nehmerische Nutzung mindestens 10 % beträgt und das 

Objekt dem Unternehmensvermögen zugeordnet wird. Der 

Vorsteuerabzug ist allerdings begrenzt auf den auf die 

unternehmerische Nutzung entfallenden Anteil. Entschei-

dend ist hierbei die Verwendung des gesamten Gebäudes 

(innen und außen). Zur Ermittlung des Verhältnisses ist 

nicht auf die Nutzflächen (qm) abzustellen, sondern auf den 

Umsatzschlüssel, dem gegebenenfalls auch fiktive Mieten 

zugrunde zu legen sind. 

Konsequenz 

Die Finanzverwaltung wird nun ihre Auffassung revidieren 

müssen. Gegen Bescheide der Finanzämter, die den dar-

gestellten Grundsätzen widersprechen, sollte unter Hinweis 

auf die Urteile Einspruch eingelegt werden. Unabhängig 

hiervon ist schon bei der Planung sowie der Errichtung der 

Anlage zu beachten, dass die grundsätzlichen Vorausset-

zungen für den Vorsteuerabzug erfüllt werden. Dies betrifft 

z. B. die rechtzeitige Zuordnung des Gebäudes, auf dem 

eine Photovoltaikanlage installiert wird, zum Unterneh-

mensvermögen sowie die ordentliche Rechnungsstellung. 

Für neue Konflikte wird voraussichtlich die Bestimmung des 

unternehmerischen Nutzungsanteils auf der Grundlage 

fiktiver Mieten sorgen. Das Verhältnis der Dachflächen mit 

Photovoltaikanlage zur gesamten Dachfläche wäre eine 

einfache Lösung, diese akzeptiert der BFH jedoch nicht. 

5 
Nicht jede ungewöhnliche Zeugnis-
formulierung ist unzulässige Kritik 

Rechtslage 

Oftmals enthalten Zeugnisse "verschlüsselte" Hinweise auf 

das dienstliche oder private Verhalten eines Arbeitneh-

mers. So suchen z. B. Arbeitnehmer, die "Verständnis für 

die Belange von Kollegen haben", gerne auch eine Bezie-

hung am Arbeitsplatz. Gleichzeitig hat ein Arbeitnehmer 

indes Anspruch auf zutreffende, insbesondere aber wohl-

wollende Beurteilung. Hier sind regelmäßig ungewöhnlich 

Formulierungen Stein des Anstoßes. Das Bundesarbeitsge-

richt hatte kürzlich über deren Zulässigkeit zu befinden.. 

Sachverhalt 

Der Kläger erhielt ein Zeugnis mit folgender Formulierung: 

"Wir haben den Kläger als sehr interessierten und hochmo-

tivierten Mitarbeiter kennen gelernt, der stets eine hohe 

Einsatzbereitschaft zeigte. Der Kläger war jederzeit bereit, 

sich über die normale Arbeitszeit hinaus für die Belange 

des Unternehmens einzusetzen. Er erledigte seine Aufga-

ben stets zu unserer vollen Zufriedenheit." Mit seiner Klage 

wandte sich der Kläger gegen die Verwendung der Formu-

lierung "haben kennengelernt", die vom Empfängerhorizont 

in der Regel negativ und als genaues Gegenteil verstanden 

werde. 

Entscheidung 

Das Bundesarbeitsgericht folgt dieser Auffassung nicht. 

Der Arbeitnehmer habe Anspruch auf ein Zeugnis, das 

keine Formulierungen enthalte, die den Zweck hätten, eine 

andere als die aus dem Wortlaut ersichtliche Aussage zu 

treffen (= Grundsatz der Zeugnisklarheit). Dieser Grundsatz 

bleibe im konkreten Fall gewahrt, weil die Gesamtheit der 

Formulierung "haben als sehr interessierten und hochmoti-

vierten Mitarbeiter kennengelernt" vom Empfängerhorizont 

nicht als Desinteresse und Motivationslosigkeit wahrge-

nommen werde. 

Konsequenz 

Die Entscheidung zeigt, über welche Zeugnisfragen man 

sich streiten kann. Gleichzeitig wird klar, dass, um sich 

nicht zuletzt in unwirtschaftlichen Fragen zu streiten, klare 

und einfache Aussagesätze im Zeugnis angezeigt sind. 

6 
Erster (ernst zu nehmender) Angriff 
auf die Erbschaftsteuerreform 

Rechtslage 

Die zum 1.1.2009 in Kraft getretene und zum 1.1.2010 

(zum Teil rückwirkend) überarbeitete Erbschaftsteuerreform 

begegnet erheblichen verfassungsrechtlichen Bedenken. 

Dies insbesondere im Hinblick auf die steuerliche Behand-

lung von entfernteren Verwandten, die die Reform durch 

höhere Steuersätze (besonders im Jahr 2009) zum Teil 

gegenfinanzieren, und die weiterhin bestehende Ungleich-

behandlung unterschiedlicher Vermögensarten. Bisher gab 

es vereinzelt Versuche, die Erbschaftsteuerreform unmit-

telbar anzugreifen, die jedoch gescheitert sind. Nunmehr ist 

beim Bundesfinanzhof (BFH) das erste, durch den Instan-

zenzug gegangene, Verfahren über verfassungsrechtlich 

bedenkliche Teile der Erbschaftsteuerreform rechtshängig. 

Den Rechtsstreit will der BFH offenbar dazu nutzen, die 

Erbschaftsteuerreform einer verfassungsrechtlichen Über-

prüfung zuzuführen. 
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Sachverhalt 

Der Erbe war Neffe des Erblassers. Er erwarb 2009 (antei-

lig) einen Nachlass, der aus Barvermögen und einem 

Steuererstattungsanspruch bestand. Die Finanzverwaltung 

bewertete den nur aus Kapitalforderungen bzw. Barvermö-

gen bestehenden Nachlass mit dem Nominalwert und setz-

te nach der Rechtslage 2009 Erbschaftsteuer mit einem 

Steuersatz von 30 % in der Steuerklasse II fest. Mit seiner 

hiergegen gerichteten Klage machte der Erbe geltend, es 

sei verfassungswidrig, dass das geerbte Vermögen im 

Vergleich zu beispielsweise Betriebsvermögen erbschaft-

steuerlich nicht privilegiert sei und er außerdem einem 

Steuersatz wie jeder fremde Dritte unterfalle. Er unterlag 

vor dem Finanzgericht. Aufgrund seiner Revision forderte 

der BFH das Bundesministerium der Finanzen nunmehr 

auf, dem Rechtsstreit beizutreten. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof hat die Aufforderung an das Bun-

desministerium der Finanzen ausgesprochen, um folgende 

Fragen durch Stellungnahmen und Erfahrungswerte des 

Ministeriums zu klären: a) Verfassungsmäßigkeit der 

Gleichstellung entfernterer Angehöriger der Steuerklasse II 

mit fremden Dritten der Steuerklasse III im Jahre 2009 und 

b) Verfassungsmäßigkeit von Betriebsvermögensprivilegie-

rungen der Erbschaftsteuerreform. Denn diese ermöglichen 

es durch Gestaltungen, die Steuerfreiheit von Vermögens-

erwerben zu erreichen, und zwar unabhängig von der Zu-

sammensetzung des Vermögens und dessen Bedeutung 

für das Gemeinwohl. Gleichzeitig hat der BFH angekündigt, 

das Bundesverfassungsgericht anzurufen, soweit Zweifel 

an der Verfassungsmäßigkeit bestünden. 

Konsequenz 

Während die bisherigen Versuche, die Erbschaftsteuerre-

form vor Gerichten anzugreifen, von vorneherein ohne 

große Aussicht auf Erfolg waren, zeigt die Entscheidung 

des BFH, dass es den Richtern ernst mit der Verfassungs-

prüfung der Erbschaftsteuerreform ist. Dies bedeutet zu-

gleich, dass Erbschaftsteuerbescheide mit Einspruch und 

Verweis auf die Verfassungswidrigkeit der Erbschaftsteuer-

reform angegriffen und offen gehalten werden sollten. 

7 
Anforderungen an handschriftliche 
Zusätze zu einem Testament 

Kernaussage 

Wird ein vorschriftsmäßig unterschriebenes handschriftli-

ches Testament durch eine Bedingung hinter der Unter-

schrift ergänzt, ist dieser Zusatz in der Regel unwirksam, 

sofern dieser keine neue Unterschrift trägt. Nur wenn der 

Zusatz zu dem übrigen Text einen engen Bezug hat, kann 

eine erneute Unterschrift entbehrlich sein. Dies ist etwa der 

Fall, wenn das Testament ohne die Ergänzung lückenhaft, 

unvollständig oder undurchführbar ist und der 

Erblasserwille nur aus beiden Erklärungen ersichtlich 

wird.). 

Sachverhalt 

Der Erblasser ist im Juni 2010 im Alter von 67 Jahren ver-

storben. Er hatte ein handschriftliches unterschriebenes 

Testament gefertigt, in dem er seine Lebensgefährtin als 

Alleinerbin einsetzte. Seine 4 Kinder wurden nicht bedacht. 

Wenige Monate nach der Testamentserrichtung hatte er 

den Text unter der Unterschrift ergänzt und als Bedingung 

aufgenommen, dass die alleinige Erbin ein gleichlautendes 

Testament zu Gunsten des Erblassers verfassen müsse. 

Auf der Rückseite wurde vermerkt, dass das Testament 

noch nicht gültig sei, da die Lebensgefährtin kein entspre-

chendes Testament verfasst habe. Der Lebensgefährtin 

wurde trotzdem vom Nachlassgericht der beantragte Erb-

schein erteilt. Hiergegen richtet sich die Beschwerde der 4 

Kinder. 

Entscheidung 

Die Beschwerde hat keinen Erfolg. Die Lebensgefährtin 

des Erblassers ist Erbin geworden. Die dem Testament 

zugefügte Bedingung ist nicht formwirksam, weil sie nicht 

unterschrieben ist. Die Unterschrift muss grundsätzlich am 

Schluss des Textes stehen, um die Identifikation des Erb-

lassers zu ermöglichen und den Urkundentext räumlich 

abzuschließen und damit von nachträglichen Ergänzungen 

abzusehen. Die Ausnahme von diesem Formerfordernis, 

dass der Zusatz und der vorstehende Text ein unteilbares 

Ganzes bilden, liegt nicht vor. Bei dem nicht unterschriebe-

nen Zusatz handelt es sich nicht um eine Ergänzung oder 

Erläuterung eines für sich lückenhaften Testaments oder 

gar um einen teilweisen Widerruf, sondern um eine Abän-

derung der ursprünglich getroffenen Regelung. 

Konsequenz 

Bereits eine Vielzahl von Entscheidungen beschäftigt sich 

mit den Anforderungen, die an die Form eines Testaments 

zu stellen sind. Das vorliegende Urteil fügt sich in die bishe-

rige Rechtsprechung ein und zeigt erneut, dass nur in Aus-

nahmefällen ein Zusatz ohne Unterschrift wirksam ist. Zur 

Vermeidung von Streitigkeiten sollten alle Zusätze in letzt-

willigen Verfügungen stets mit Unterschrift und Datum 

versehen werden. 

8 

Zur Anfechtung von Lohnzahlung vor 
der Insolvenz durch Insolvenz-
verwalter 

Kernaussage 

Die Insolvenzordnung erlaubt die Anfechtung von Rechts-

handlungen durch den Insolvenzverwalter, die vor der Er-

öffnung des Insolvenzverfahrens vorgenommen worden 

sind und die Gläubiger benachteiligen. So ist eine Hand-

lung, die einen Insolvenzgläubiger befriedigt, anfechtbar, 

wenn sie in den letzten 3 Monaten vor dem Antrag auf 
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Eröffnung des Insolvenzverfahrens vorgenommen worden 

ist, der Schuldner zur Zeit der Handlung zahlungsunfähig 

war und der Gläubiger dies wusste oder die Umstände der 

Zahlungsunfähigkeit kannte. Ferner ist eine Handlung an-

fechtbar, die der Schuldner in den letzten 10 Jahren vor 

dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens mit dem 

Vorsatz, seine Gläubiger zu benachteiligen, vorgenommen 

hat, wenn der andere Teil den Vorsatz des Schuldners 

kannte. Hierzu entschied das Bundesarbeitsgericht (BAG) 

kürzlich im Rahmen der Anfechtung von Lohnzahlungen. 

Sachverhalt 

Der Beklagte ist Insolvenzverwalter der Schuldnerin, der 

Kläger war bei ihr seit 2003 als Betriebsleiter beschäftigt. 

Ab 2006 geriet die Schuldnerin mit den Lohnzahlungen in 

Rückstand; im April fand deshalb eine Betriebsversamm-

lung statt. Die Schuldnerin zahlte dem Kläger im Mai 2007 

die Nettovergütung für die Monate Januar bis März nur in 

Teilbeträgen aus. Im September desselben Jahres wurde 

über das Vermögen der Schuldnerin das Insolvenzverfah-

ren eröffnet. Der Beklagte erklärte gegenüber den Teilzah-

lungen die Anfechtung und forderte die Beträge vom Kläger 

zurück. Mit seiner Klage wollte der Kläger festgestellt wis-

sen, dass er dazu nicht verpflichtet sei, er habe im Zeit-

punkt der Lohnzahlung nichts von der möglichen Zah-

lungsunfähigkeit gewusst. Der Beklagte meint, schon auf-

grund der Betriebsversammlung habe der Kläger die Um-

stände der Zahlungsunfähigkeit gekannt. Die Klage war in 

allen Instanzen erfolgreich. 

Entscheidung 

Soweit die Lohnzahlungen der Schuldnerin im Mai 2007 

der Vergütung der vom Kläger in den vorausgehenden 3 

Monaten erbrachten Arbeitsleistungen dienten, unterlagen 

sie als Bargeschäft nicht der Anfechtung, weil noch der 

erforderliche enge zeitliche Zusammenhang mit der Gegen-

leistung bestand. Im Übrigen waren keine Tatsachen vor-

getragen worden, aus denen sich eine positive Kenntnis 

des Klägers von der Zahlungsunfähigkeit der Schuldnerin 

ergeben hätte. Auch von den Umständen, die auf die Zah-

lungsunfähigkeit schließen ließen, hatte der Kläger keine 

Kenntnis; es reichte in soweit nicht aus, dass er vom Zah-

lungsrückstand gegenüber anderen Arbeitnehmern wusste. 

Er hatte ferner keinen Einblick in die Finanzbuchhaltung 

der Schuldnerin und nahm dort selbst auch keine Leitungs-

aufgaben wahr. 

Konsequenz 

Lohnzahlungen, die wenige Monate vor dem Antrag auf 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens eines Unternehmens 

geleistet werden, sind in der Regel nicht anfechtbar. Aber 

auch wenn unter den Arbeitnehmern bekannt ist, dass die 

Firma mehrere Monate mit Lohnzahlungen im Rückstand 

ist, kann daraus nicht unbedingt auf die für eine Anfechtung 

der Lohnzahlungen notwendige Kenntnis der Arbeitnehmer 

von der Zahlungsunfähigkeit des Unternehmens geschlos-

sen werden. 

 

 

Rechtsstand: Mai 2012 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 

wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 

ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 

im Einzelfall nicht ersetzen. 

 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

 

  Heiko Brand, Steuerberater 

In den Seewiesen 26, 

89520 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner 

in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der 

tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komple-

xer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

 Steuerberatung  

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!
 


